
Auszug aus dem Protokoll  
des Regierungsrates des Kantons Zürich

Sitzung vom 5. Mai 2021

476. Gemeinnütziger Fonds des Kantons Zürich (Unterstützung  
von Organisationen nicht anerkannter Religionsgemeinschaften  
bei der Tragung ihrer Mietkosten während der Coronapandemie)

1. Ausgangslage

Die Coronapandemie hat viele Organisationen von verfassungsrecht-
lich nicht anerkannten Religionsgemeinschaften vor finanzielle Heraus-
forderungen gestellt. Diese Organisationen haben keinen Anspruch auf 
Kostenbeiträge des Staates und verfügen oft nur über eine schwache 
Organisations- und Finanzstruktur. Sie beruhen gewöhnlich auf frei-
williger und unentgeltlicher Milizarbeit und decken einen wesentlichen 
Teil ihrer Ausgaben mit Einnahmen aus Versammlungen und Festlich-
keiten. Mit der Coronapandemie sind diese Einnahmen zu einem grossen 
Teil weggefallen. Dennoch haben die Organisationen weiterhin die Miete 
für ihre Räumlichkeiten zu tragen. Diese bilden regelmässig die Grund-
lage für die Aufrechterhaltung ihres Betriebs und den Austausch unter 
den Mitgliedern. Der drohende Verlust der Räumlichkeiten gefährdet da-
her die Existenz solcher Organisationen.

Daran kann der Staat kein Interesse haben. Die öffentliche Sichtbar-
keit von religiösen Organisationen und deren Tätigkeit in klaren Struk-
turen sind eine wichtige Voraussetzung für den Austausch mit dem Staat 
und die gesellschaftliche Integration.

Die Direktion der Justiz und des Innern suchte deshalb gezielt den Aus-
tausch mit Organisationen von verfassungsrechtlich nicht anerkannten 
Religionsgemeinschaften, als zahlreiche solche Organisationen sie um In-
formationen und Unterstützung im Zusammenhang mit der Pandemie 
ersuchten. Dieser Austausch konnte durch die Zusammenarbeit mit den 
verfassungsrechtlich anerkannten Religionsgemeinschaften und dank 
deren Koordinationsarbeit zunehmend kanalisiert und verbessert wer-
den. Einen wesentlichen Beitrag leistete dabei auch die Vereinigung der 
Islamischen Organisationen in Zürich (VIOZ), welche die Kommunika-
tion mit den muslimischen Organisationen übernahm. Sie entlastete da-
mit nicht nur die Direktion der Justiz und des Innern, sondern gewähr-
leistete einen koordinierten Informationsfluss an die einzelnen Gemein-
schaften. Mit dieser Zusammenarbeit wurde einerseits die Stellung der 
VIOZ gegenüber den muslimischen Organisationen gestärkt und ander-
seits das Vertrauen dieser Vereinigungen gegenüber dem Staat weiter auf-
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gebaut. Dies ist letztlich eine folgerichtige Fortsetzung der bisherigen 
Bemühungen der Direktion der Justiz und des Innern im Sinne der Richt-
linien der Regierungspolitik (RRB Nr. 670/2019) und der Orientierung 
des Regierungsrates vom 29. November 2017 zum Verhältnis von Staat und 
Religion im Kanton Zürich (RRB Nr. 1128/2017).

Um diese Aufbauarbeit nicht zu gefährden, sondern sie zu festigen, 
haben die Direktion der Justiz und des Innern, die Evangelisch-refor-
mierte Landeskirche und die Römisch-katholische Körperschaft gemein-
sam ein Vorhaben entwickelt, um die betroffenen Organisationen bei 
der Tragung ihrer Mietkosten während der Coronapandemie zu unter-
stützen. Die Direktion der Justiz und des Innern hat die Finanzdirektion 
ersucht, dem Regierungsrat Antrag auf die Gewährung eines Beitrags 
von Fr. 200 000 aus dem Gemeinnützigen Fonds an dieses Vorhaben zu 
stellen.

2. Rechtsgrundlagen

Gemäss § 9 Abs. 1 des Lotteriefondsgesetzes vom 2. November 2020 
(LFG; LS 612) entscheidet der Regierungsrat auf Antrag der zuständi-
gen Direktion über die Gewährung eines Beitrags aus dem Gemeinnüt-
zigen Fonds. Übersteigt der Beitrag 1 Mio. Franken, bedarf der Entscheid 
der Genehmigung des Kantonsrates. Das fakultative Referendum ist aus-
geschlossen.

Nach § 6 Abs. 1 LFG können aus dem Fonds Beiträge an Vorhaben ge-
währt werden, die gemeinnützig sind und nicht der Erfüllung öffentlich-
rechtlicher gesetzlicher Verpflichtungen dienen (lit. a), einen Bezug zum 
Kanton Zürich haben und in erster Linie dessen Bevölkerung zugute-
kommen (lit. b) sowie von hoher Qualität und langfristiger Wirksamkeit 
sind (lit. c). Zusätzlich gelten die Voraussetzungen für die Gewährung von 
Beiträgen gemäss der Verordnung über den Gemeinnützigen Fonds vom 
9. Dezember 2020 (VGF; LS 612.1).

3. Vorhaben der Direktion der Justiz und des Innern

a) Organisation und Finanzierung
Das Vorhaben der Direktion der Justiz und des Innern besteht darin, 

religiöse Organisationen von verfassungsrechtlich nicht anerkannten 
Religionsgemeinschaften auf ihr Gesuch hin bei der Tragung ihrer Miet-
kosten für das Jahr 2020 zu unterstützen.

Zu diesem Zweck sollen insgesamt Fr. 300 000 zur Verfügung gestellt 
werden, nämlich Fr. 200 000 aus dem Gemeinnützigen Fonds und ergän-
zend je Fr. 50 000 von der Evangelisch-reformierten Landeskirche und der 
Römisch-katholischen Körperschaft. Die Unterstützungsleistungen wer-
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den jeweils zu zwei Dritteln aus den Mitteln des Gemeinnützigen Fonds 
und zu je einem Sechstel aus den Mitteln der Evangelisch-reformierten 
Landeskirche und der Römisch-katholischen Körperschaft finanziert. 
Der administrative Aufwand für die Bearbeitung der Gesuche um Unter-
stützungsleistungen und die Abwicklung der Zahlungen wird von der 
Direktion der Justiz und des Innern geleistet.

Über die Gewährung oder Ablehnung von Unterstützungsleistungen 
entscheidet eine dreiköpfige Kommission, bestehend aus dem Stv. General-
sekretär der Direktion der Justiz und des Innern (zugleich Leiter der Ab-
teilung Inneres des Stabs- und Rechtsdienstes des Generalsekretariats), 
dem Kirchenratsschreiber der Evangelisch-reformierten Landeskirche 
und dem Generalsekretär der Römisch-katholischen Körperschaft. Die 
Kommission präzisiert bei Bedarf auch die Voraussetzungen für die Ge-
währung von Unterstützungsleistungen und das Vorgehen bei der Prü-
fung von Gesuchen. Die Direktion der Justiz und des Innern legt solche 
Präzisierungen in geeigneter Form offen.

b) Voraussetzungen für Unterstützungsleistungen
Unterstützungsleistungen können unter den folgenden (kumulativen) 

Voraussetzungen gewährt werden:
1.	� Die Unterstützungsleistung geht an eine religiöse Organisation einer 

verfassungsrechtlich nicht anerkannten Religionsgemeinschaft mit Sitz 
im Kanton Zürich. Es handelt sich dabei nicht um eine Sekte oder 
eine sektenähnliche Gemeinschaft oder Organisation.

2.	� Die Organisation verfügt über schriftliche Statuten, die einen religiö-
sen Zweck ausweisen.

3.	� Die Jahresrechnung der Organisation für das Jahr 2020 weist ein nega-
tives Ergebnis aus.

4.	� Die Organisation ist während der Coronapandemie wegen ihrer Miet-
kosten für Räumlichkeiten, die ihrer Gemeinschaft dienen, in finan-
zielle Not geraten. Die finanzielle Not ist nicht strukturell bedingt; es 
liegt mithin keine andauernde Unterfinanzierung vor.

5.	� Die Organisation hat für diese Räumlichkeiten vor dem 1. Januar 2020 
einen schriftlichen Mietvertrag abgeschlossen, aus dem ihre Pflicht 
zur Tragung dieser Mietkosten hervorgeht.

6.	� Das Vermögen der Organisation war am 31. Dezember 2020 nicht hö-
her als die Hälfte des geschuldeten Jahresmietzinses für diese Räum-
lichkeiten für das Jahr 2020.
Ausnahmsweise können auch Organisationen unterstützt werden, die 

ihre Räumlichkeiten nicht gemietet haben, sondern zu Eigentum besit-
zen und wegen der dafür zu bezahlenden Hypothekarzinsen und Amorti-
sationsraten in finanzielle Not geraten sind. Die genannten Voraussetzun-
gen gelten diesfalls sinngemäss. Vorrang haben aber in jedem Fall Unter-
stützungsleistungen an Organisationen mit gemieteten Räumlichkeiten.
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Die Direktion der Justiz und des Innern legt eine Frist fest, innert der 
die Gesuche um Unterstützungsleistungen einzureichen sind. In den Ge-
suchen ist darzutun und zu belegen, dass die Voraussetzungen für eine 
Unterstützungsleistung erfüllt sind. Insbesondere müssen die Gesuche 
eine kurze Begründung der pandemiebedingten Notlage sowie Kopien 
der Statuten, des Mietvertrags, der Jahresrechnung 2020 und der Konto-
auszüge bzw. Vermögensaufstellungen per 31. Dezember 2020 enthalten.

c) Bemessung der Unterstützungsleistungen
In Härtefällen kann die Kommission schon vor Ablauf der Frist zur 

Einreichung von Gesuchen Unterstützungsleistungen gewähren. Nach 
Ablauf der Frist entscheidet sie darüber, welchen weiteren Organisatio-
nen sie in welchem Umfang Unterstützungsleistungen gewähren möch-
te. Die Leistungen sollen grundsätzlich die Mietkosten für die erwähn-
ten Räumlichkeiten für die Monate März bis Mai sowie November und 
Dezember 2020 decken. Reichen die verbleibenden Mittel dafür nicht 
aus, werden diese Leistungen anteilmässig gekürzt.

Auf die Gewährung von Unterstützungsleistungen besteht auch bei 
Erfüllung der Voraussetzungen kein Anspruch.

4. Beitrag aus dem Gemeinnützigen Fonds

Die Voraussetzungen von § 6 Abs. 1 LFG für die Gewährung eines 
Beitrags aus dem Gemeinnützigen Fonds sind beim Vorhaben der Di-
rektion der Justiz und des Innern erfüllt. Insbesondere ist das Vorhaben 
gemeinnützig, weil es dem Erhalt sichtbarer sozialer Strukturen dient, 
die für den Austausch mit dem Staat und die gesellschaftliche Integra-
tion von grosser Bedeutung sind. Da mit dem Vorhaben Organisationen 
unterstützt werden, die keinen Anspruch auf staatliche Kostenbeiträge 
haben, ist auch die gesetzliche Voraussetzung erfüllt, dass das Vorhaben 
nicht der Erfüllung öffentlich-rechtlicher gesetzlicher Verpflichtungen 
dient. Der erforderliche Bezug zum Kanton Zürich ist mit der Anforde-
rung gegeben, dass die unterstützten Organisationen ihren Sitz im Kan-
ton Zürich haben müssen. Dadurch – und mit den positiven Auswirkun-
gen auf die Integration – kommt das Vorhaben in erster Linie der Zür-
cher Bevölkerung zugute. Durch diese Auswirkungen ist das Vorhaben 
auch langfristig wirksam. Aufgrund der Mitwirkung der für Religions-
fragen zuständigen Direktion des Regierungsrates und der beiden gröss-
ten anerkannten Religionsgemeinschaften im Kanton ist schliesslich 
die erforderliche Qualität des Vorhabens gewährleistet.

Das Vorhaben steht überdies im Einklang mit den Zielen der Politik 
des Kantons wie sie unter anderem in der Orientierung des Regierungs-
rates vom 29. November 2017 zum Verhältnis von Staat und Religion im 
Kanton Zürich (RRB Nr. 1128/2017), in den Richtlinien der Regierungs-
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politik 2019–2023 (RRB Nr. 670/2019; vgl. insbesondere Legislaturziele 3 
und 5) und im Konzept zum Teilhabeprogramm (RRB Nr. 710/2020) zum 
Ausdruck kommen. Auch die im Auftrag der Direktion der Justiz und 
des Innern erstellte Studie vom 5. September 2019 zur Regelung des Ver-
hältnisses zu nichtanerkannten Religionsgemeinschaften empfiehlt u. a., 
gemeinsam mit den Dachverbänden der islamischen Organisationen und 
der orthodoxen Kirchen am Auf- und Ausbau von geeigneten Struktu-
ren zu arbeiten und die Aktivitäten und Leistungen der nichtanerkannten 
Religionsgemeinschaften von gesamtgesellschaftlicher Bedeutung auf 
geeignete Weise zu unterstützen.

Von der üblichen Voraussetzung, dass das Vorhaben von den Gemein-
den, in denen es verwirklicht wird, in angemessenem Umfang unterstützt 
wird (§ 3 Abs. 1 lit. c VGF), kann im vorliegenden Fall gestützt auf § 5 
Abs. 3 VGF abgewichen werden, da das Vorhaben insgesamt zu einem 
Drittel von den beiden grössten anerkannten Religionsgemeinschaften 
im Kanton Zürich mitfinanziert wird. Aufgrund der ausserordentlichen 
Umstände infolge der Coronapandemie und des gewichtigen öffentlichen 
Interesses am vorliegenden Vorhaben ist ausnahmsweise auch vom Grund-
satz abzuweichen, dass aus dem Gemeinnützigen Fonds keine Betriebs-
beiträge und Nachfinanzierungen gewährt werden (§ 3 Abs. 2 lit. b und m 
VGF). Das Vorhaben kommt sodann zwar religiösen Organisationen zu-
gute; es hat aber keine vorwiegend religiöse Zielsetzung, die nach § 3 Abs. 2 
lit. k VGF nicht statthaft wäre, sondern bezweckt die Förderung der ge-
sellschaftlichen Integration.

Die Direktion der Justiz und des Innern wird der Finanzdirektion 
bis 31. Dezember 2021 eine Abrechnung über die ausgerichteten Unter-
stützungsleistungen unterbreiten. Die Finanzdirektion wird den Beitrag 
aufgrund dieser Abrechnung der Direktion der Justiz und des Innern 
ausbezahlen.

Auf Antrag der Finanzdirektion

b e s c h l i e s s t  d e r  R e g i e r u n g s r a t :

I. Der Direktion der Justiz und des Innern wird für Unterstützungs-
leistungen an religiöse Organisationen von verfassungsrechtlich nicht 
anerkannten Religionsgemeinschaften zur Tragung ihrer Mietkosten 
für das Jahr 2020 ein Beitrag von höchstens Fr. 200 000 aus dem Ge-
meinnützigen Fonds gewährt.

II. Die Direktion der Justiz und des Innern wird beauftragt, der Finanz-
direktion bis 31. Dezember 2021 eine Abrechnung über die ausgerichte-
ten Unterstützungsleistungen zu unterbreiten.
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III. Die Finanzdirektion wird beauftragt, den Beitrag aufgrund dieser 
Abrechnung der Direktion der Justiz und des Innern auszubezahlen.

IV. Mitteilung an die Genossenschaft Swisslos Interkantonale Landes-
lotterie, Lange Gasse 20, 4052 Basel, die Evangelisch-reformierte Lan-
deskirche, Hirschengraben 50, 8001 Zürich, die Römisch-katholische Kör-
perschaft, Hirschengraben 66, 8001 Zürich, die Finanzkommission des 
Kantonsrates sowie an die Direktion der Justiz und des Innern.

Vor dem Regierungsrat 
Die Staatsschreiberin:

Kathrin Arioli


